
kammer nachfolgende Rechtskraft. Die Beschlüsse des Staatsrates sind allgemein­
verbindlich.

Der Staatsrat ist ein kollektiv arbeitendes und beschließendes Organ. Seine 
Tätigkeit wird vom Vorsitzenden des Staatsrates geleitet (Art. 69 Verfassung). 
Außer der ihm als Vorsitzendem des Kollegialorgans durch die Verfassung aus­
drücklich übertragenen Kompetenz nimmt der Vorsitzende im Auftrag des Staats­
rates die ständig zu erfüllenden Aufgaben des Staatsrates wahr. Im Fall seiner 
Verhinderung wird er durch den von ihm ausdrücklich beauftragten Stellvertreter 
für die Zeit der Abwesenheit vertreten.

In der Zusammensetzung des Staatsrates widerspiegelt sich wie in der Volks­
kammer selbst die Zusammenarbeit aller unter Führung der Partei der Arbeiter­
klasse in der Nationalen Front der DDR zusammenwirkenden Kräfte des Volkes.

Der Vorsitzende des Staatsrates ist der Generalsekretär des Zentralkomitees 
der SED. Darin kommt der in der Verfassung festgelegte Grundsatz der führenden 
Rolle der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei bei der weiteren 
Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft unmittelbar zum Ausdruck. 
Zugleich wird damit der auch international anerkannten Praxis Rechnung getragen, 
daß die sozialistischen Staaten bei grundsätzlichen Entscheidungen und in den 
bi- und multilateralen auswärtigen Beziehungen in erster Linie durch die General­
sekretäre der führenden marxistisch-leninistischen Parteien repräsentiert werden.

Mehrere Stellvertreter des Vorsitzenden und Mitglieder des Staatsrates gehören 
den leitenden Organen der SED an. Der Vorsitzende des Ministerrates und der 
Präsident der Volkskammer sind Stellvertreter des Vorsitzenden des Staatsrates. 
Entsprechend den Prinzipien der Bündnispolitik der Arbeiterklasse wirken die 
Vorsitzenden bzw. Mitglieder aller befreundeten Parteien als Stellvertreter des 
Vorsitzenden bzw. als Mitglieder des Staatsrates. Der Staatsrat der DDR ist folg­
lich ein zentrales Organ der Staatsmacht, dessen Funktion, staatsrechtliche Stel­
lung und Befugnisse nicht mit denen des Staatsoberhauptes in kapitalistischen Län­
dern zu vergleichen sind.

Nach der bürgerlichen Staatsrechtslehre beschränkt sich die Funktion des 
Staatsoberhauptes im wesentlichen auf Repräsentationspflichten und auf die Aus­
übung bestimmter hoheitsrechtlicher Befugnisse, z. B. die Ernennung von Beamten 
und Offizieren, die Verleihung von Orden und Ehrenzeichen, die Wahrnehmung 
von Gnadenerweisen, die völkerrechtliche Vertretung usw. Es gibt jedoch auch 
kapitalistische Länder, in denen die Stellung des Staatsoberhauptes weit über diese 
Funktion hinausgeht,2'* z. B. in Frankreich und in den USA. Die bürgerliche Staats-

24 Auch der Reichspräsident der Weimarer Republik hatte entsprechend der Reichsverfas­
sung weitgehende Befugnisse, wie das Recht, mit Hilfe von Notverordnungen nicht nur 
gegen den Willen des Reichstages Regierungsakte durchzusetzen, sondern ihn sogar 
aufzulösen, das Recht, verfassungsmäßig gewählte Länderregierungen aufzulösen, die 
Reichswehr im Falle der Gefährdung der „öffentlichen Sicherheit und Ordnung" einzu­
setzen und Grundrechte „ganz oder zum Teil" außer Kraft zu setzen. Die Ausübung 
dieser Befugnisse durch den Reichspräsidenten von Hindenburg im Interesse rechter 
nationalistischer, militaristischer und konservativer Kreise trug wesentlich zur Aus­
höhlung der Weimarer Republik bei und ebnete den Weg zur Machtergreifung des Fa­
schismus.
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